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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Antrag des Abgeordneten Werner Schulz (Berlin) 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/8645- 

Neue Chancen für Ostdeutschland 


A. Problem 

Bewältigung des Problemstaus in der ostdeutschen Wirtschaft 
nach der Vereinigung Deutschlands. Schaffung der Voraussetzun- 
gen für eine positive gesellschaftliche und wirtschaftliche Ent- 
wicklung insbesondere in Ostdeutschland. 

B. Lösung 

Durchführung der erforderlichen gesamtgesellschaftlichen Refor- 
men. Festschreibung des Aufbaus Ost für mindestens fünf weitere 
Jahre auf dem gegenwärtigen Niveau mit einem Schwerpunkt 
beim verarbeitenden Gewerbe und den produktionsorientierten 
Dienstleistungen. Verstärkung der Förderung von Forschung und 
Entwicklung sowie der Absatzförderung. Sicherung des Instru- 
mentes der Regionalförderung und Neuregelung der Vergabe von 
Investitionszuschüssen. Schaffung eines schlüssigen und zu- 
kunftstauglichen wirtschaftspolitischen Rahmens, der die ökologi- 
sche Sanierung und die ökologische Modernisierung mit sozialen 
Aspekten vor allem der schnellen Schaffung zukunftsgerechter 
und dauerhafter Arbeitsplätze in Ostdeutschland verbindet. Stär- 
kung des Forschungsstandorts Ostdeutschland und Neuorientie- 
rung der aktiven Arbeitsmarktpolitik. 

Mehrheitliche Ablehnung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/8645 - abzulehnen. 

Bonn, den 4. März 1998 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Friedhelm Ost Rolf Kutzmutz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Rolf Kutzmutz 


L 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/8645- wurde in der 197. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 9. Oktober 1997 an 
den Ausschuß für Wirtschaft zur federführenden Be- 
ratung und an den Innenausschuß, den Finanzaus- 
schuß, den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, 
den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit und an den Ausschuß für Bildung, Wissen- 
schaft, Forschung, Technologie und Technikfolgen- 
abschätzung zur Mitberatung überwiesen. 

IL 

Der Innenausschuß hat den Antrag in seiner Sitzung 
am 12. November 1997 beraten und mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen 
die Stimmen der antragstellenden Fraktion empfoh- 
len, dem federführenden Ausschuß die Ablehnung 
des Antrags zu empfehlen. 

Der Finanzausschuß hat den Antrag in seiner 94. Sit- 
zung am 10. Dezember 1997 beraten und mit den Stim- 
men der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei Stimmenthaltung 
der Mitglieder der Fraktion der SPD und der Gruppe 
der PDS beschlossen, dem federführenden Ausschuß 
die Ablehnung des Antrags zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat die 
Vorlage in seiner 118. Sitzung am 12. November 1997 
beraten und nüt den Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim- 
men der Mitgheder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei Stimmenthaltung der Mitglieder 
der Fraktion der SPD und der Gruppe der PDS be- 
schlossen, dem federführenden Ausschuß die Ableh- 
nung des Antrags zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat in seiner Sitzung am 12. November 
1997 auf eine Beratung der Vorlage bei Abwesenheit 
der antragstellenden Fraktion verzichtet. 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung hat den 
Antrag in seiner Sitzung am 12. November 1997 bera- 
ten und nüt den Stimmen der Mitglieder der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei Stimmenthaltung der Mitglieder der Fraktion 
der SPD und der Gruppe der PDS beschlossen, dem fe- 
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derführenden Ausschuß die Ablehnung des Antrags 
zu empfehlen. 

IIL 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zielt darauf ab, den Problemstau zu überwinden und 
neue Chancen für Ostdeutschland zu nutzen. In diesem 
Zusammenhang wird gefordert, die Förderung des Auf- 
baus Ost für mindestens fünf Jahre auf dem gegenwär- 
tigen Niveau festzuschreiben. Als Schwerpunkt wer- 
den das verarbeitende Gewerbe und die produktions- 
orientierten Dienstleistungen vorgeschlagen. Auch soll 
die Förderung von Forschung und Entwicklung sowie 
die Absatzförderung verstärkt werden. Vordringlich 
bleibt nach den Vorstellungen der antragstellenden 
Fraktion der Aufbau einer breiten Basis von selbständi- 
gen sowie von kleinen und mittleren Unternehmen. Die 
leistungsfähigen ostdeutschen Zentren dürfen nicht zu 
früh aus der Förderung entlassen werden. Die Antrag- 
steller wollen weiterhin das Instrument der Regionalför- 
derung in seinem Bestand sichern. In diesem Zusam- 
menhang soll auch die Vergabe von Investitionszu- 
schüssen neu geregelt und eingeschränkt werden. 
Auch halten es die Antragsteller für gegeben, daß ein 
ökologisch orientierter Strukturwandel Chancen für 
neue Produktionszweige und Produkte bietet, vorhan- 
dene Branchen stärkt und bestehende Arbeitsplätze 
stabilisiert. Ökologische Innovation ist daher auch nüt 
der Entwicklimg von exportfähigem Know-how ver- 
bunden. Auch soll den öffentlich geförderten For- 
schungseinrichtungen im Osten mehr Handlungsspiel- 
raum und Planungssicherheit gegeben werden. Ferner 
sollen die Arbeitgeberbeiträge zu den gesetzlichen So- 
zialversicherungen nach der Arbeitszeit differenziert 
werden und somit Anreize zur Senkung betrieblicher 
Arbeitszeiten geschaffen werden. 

IV. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in seiner 
77. Sitzung am 4. März 1998 beraten. Er beschloß 
mehrheitlich, dem Deutschen Bundestag die Ableh- 
nung des Antrags der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Drucksache 13/8645 - zu empfehlen. 

Der Beschluß wurde mit den Stimmen der Mitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei Stimmenthal- 
tung der Mitglieder der Gruppe der PDS gefaßt. 


Rolf Kutzmutz 

Berichterstatter 
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